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Beratungsfolge Termin Status 

Stadtrat 29.05.2019 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
Betreff: Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Prioritäten bei den 

Städtebaufördermittelanträgen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, in der jährlichen Beschlussvorlage zur Beantragung von 
Städtebaufördermittelprojekten auch über kommunale Vorhaben und Vorhaben von Dritten 
zu informieren, die entsprechend der Prioritätensetzung der Stadtverwaltung und aufgrund 
fehlender Haushaltsmittel nicht im Programmjahr berücksichtigt werden können. 
 
gez. Dr. Inés Brock  
Fraktionsvorsitzende  
 

 
Begründung:  
 

Im Jahr 2013 und seither jährlich wird der Stadtrat im Rahmen einer Beschlussfassung an 
der Antragstellung von Projekten beteiligt, für die die Stadt Halle Mittel aus verschiedenen 
Städtebaufördermittelprogrammen einsetzen möchte. Zuletzt erfolgte dies im September 
2018 für das Programmjahr 2019 – vgl. BV VI/2018/04174. 
Bisher werden dem Stadtrat von der Stadtverwaltung allerdings stets nur fertige Listen 
vorgelegt, die lediglich die Projekte enthalten, die nach Auffassung der Stadtverwaltung 
umgesetzt werden sollen und für die die Stadtverwaltung in ihrem Haushaltsentwurf für das 
kommende Haushaltsjahr Investitionsmittel eingeplant hat.  
Aktuell haben die Fraktionen neue Projektvorschläge für 2020 ff. vom Netzwerk 
Stadtentwicklung erhalten, wo Bedarfe der kommunalen Wohnungsunternehmen, der 
Wohnungsgenossenschaften und der SWH formuliert sind. 
Vor diesem Hintergrund und aufgrund der Tatsache, dass Stadtverwaltung und Stadtrat nicht 
in jedem Fall deckungsgleiche Prioritäten haben (vgl. Stadtratsbeschluss zur Reaktivierung 
des Basketballplatzes am Unterberg) wird vorgeschlagen, dass die Projektliste für die 
einzelnen Programme in der jährlichen Beschlussvorlage künftig dahingehend erweitert wird, 
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dass jeweils auch geeignete Projekte aufgelistet werden, für die nach der Prioritätensetzung 
der Stadtverwaltung aufgrund nicht vorhandener Eigenmittel keine Chance auf eine 
Realisierung besteht. Nur in diesem Fall ist es dem Stadtrat in Kenntnis eines 
Gesamtüberblickes über kommunale Bedarfe auch möglich, eigene Prioritäten zu setzen.  



   

 
 

 
 
Stadt Halle (Saale)        15. Mai  2019 
Geschäftsbereich Stadtentwicklung und Umwelt 
 
 
 
 
Sitzung des Stadtrates am 29.05.2019 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN zu Prioritäten bei den Städtebauförder-
mittelanträgen 
Vorlagen-Nummer: VI/2019/05203 
TOP:  
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung empfiehlt,  den Antrag anzunehmen. 
 
 
Begründung: 
 
Die Maßnahmen, die auf Grund fehlender Haushaltsmittel nicht berücksichtigt werden 
können, werden in der Vorlage zur Antragstellung Städtebauförderung – Programmjahr 2020 
außerhalb der verteilbaren Finanzmasse dargestellt. 
 
 
 
 
René Rebenstorf 
Beigeordneter 
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